
Mehr Wohnungsbau in den grünen Randbereichen der Städte: Nach dem Willen der Bundesregierung soll das ohne Bebauungsplanänderungen 
möglich sein. Kritiker fürchten eine planlose städtebauliche Entwicklung. 

Gesetzesnovelle in der parlamentarischen Beratung 

Wie der Bau-Turbo  
ausgebremst werden soll
Nach der parlamentarischen Sommerpause wird der Bau-Turbo nun im Bundestag debattiert.  
Ziel der Bundesregierung ist eine wesentliche Beschleunigung von Baugenehmigungen und die Verringerung 
des Wohnungsmangels. Ob Deutschland das wirklich will, erscheint ungewiss. 

Das soll die Reform  
des Baugesetzbuches bewirken

Städte und Gemeinden können künftig 
schneller grünes Licht für den Wohnungsbau 
in angespannten Wohnungsmärkten ge­
ben – auch ohne Bebauungsplan. Mit dem 
Paragraphen 246e Baugesetzbuch soll der 
Wohnungsbau in angespannten Wohnungs­
märkten vereinfacht und beschleunigt wer­
den, in dem kein gesonderter Bebauungs­
plan vorgelegt werden muss. Diese Aus­
nahme soll befristet sein bis Ende 2030. 
Auch der Wohnungsbau durch Etagenauf­
stockungen und Dachausbauten soll erleich­
tert werden. Künftig sollen Erweiterungen 
von Gebäuden überall und nicht mehr nur in 
angespannten Wohnungsmärkten möglich 

sein, insbesondere Aufstockungen, auch 
quartiersweise oder stadtweit, ohne dass 
ein Bebauungsplan geändert werden muss. 
Bisher gab es diese Möglichkeit nur für den 
Einzelfall.
In Innenstädten soll leichter verdichtet ge­
baut werden können, das heißt in zweiter 
Reihe auf dem Grundstück oder auf Höfen. 
Bisher scheitert das daran, dass eine ver­
dichtete Bebauung häufig nicht dem bishe­
rigen Charakter des Quartiers entspricht.
Mit der sogenannten Genehmigungsfiktion 
geben die Bundesländer den kommunalen 
Bauämtern vor, dass beantragte Geneh­
migungen als erteilt gelten, wenn die zu­
ständige Behörde nicht innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten über den Antrag 
entscheidet. 

Branchenverbände: „Reform steckt auf 
halben Weg fest“

Den Interessenverbänden der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft begrüßen grund­
sätzlich die Einführung eines Bau-Turbos, 
die geplanten Lockerungen baugesetzlicher 
Vorgaben gehen ihnen aber nicht weit ge­
nug. Aus Sicht von GdW-Präsident Axel 
Gedaschko bleibe die Novelle auf halber 
Strecke stehen, weil bei der Erstellung von 
Bauleitplänen nach wie vor „schwierige Ab­
wägungsprozesse“ vorgesehen seien. Allzu 
oft würden sich die Kommunen bei der Gü­
terabwägung gegen den Wohnungsbau und 
für den Umweltschutz bzw. die Schonung 
von Grünflächen entscheiden. Daher müsse, 
so die Forderung des GdW, der Wohnungs­
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bau den Status des überragenden öffent­
lichen Interesses erhalten. ZIA-Präsidentin 
Iris Schöberl sprach sich unter anderem 
dafür aus, die Sonderregelungen des 
§  246e ohne Befristung in das Baugesetz­
buch aufzunehmen.

Architekten und Umweltschützer 
befürworten „Umbau-Turbo“

Scharfe Kritik an den Bestrebungen, beste­
hende Genehmigungs- und Beteiligungsme­
chanismen aufzuweichen, kam im Vorfeld der 
ersten Anhörung der Novelle im Bauaus­
schuss des Bundestages am 10.  September. 
Ein breites Bündnis aus 17 zivilgesellschaft­
lichen Akteuren üben unter Federführung der 
Bundesarchitektenkammer, Architects for 
Future, dem Paritätischen Wohlfahrtverband 
und der Deutschen Umwelthilfe fundamen­
tale Kritik. Das Bündnis forderte den Ab­
schied vom Bau-Turbo oder umfassende 
Nachbesserungen. Der Zusammenschluss 
aus Architekten-, Umwelt- und Sozialver­
bänden fordert einen „Umbau-Turbo“, der 
soziale Gerechtigkeit, Klimaschutz und demo­
kratische Planung miteinander verbinde.

„Planlose städtebauliche Entwicklung“

Welche Sorgen die Kritiker des Bau-Turbos 
umtreiben, spiegelt sich in einer kleinen An­
frage der Fraktion Die Linke an die Bundes­
regierung wider. Gefragt wird unter anderem, 
in welcher Größenordnung die Bundesregie­
rung eine Neuversiegelung von Flächen durch 
die Regelungen des Gesetzentwurfs erwartet. 
Zudem geht es um den möglichen Verlust von 
Grünflächen in Innenstädten durch Bauvorha­
ben. In der Vorbemerkung zur kleinen Anfrage 
kritisieren die Abgeordneten, der Bau-Turbo 
schaffe Raum für eine „weitgehend planlose 
Entwicklung innerhalb und außerhalb der 
Städte sowie die Grundlage für eine klima­
schädliche und städtebaulich problematische 
Entwicklung von Siedlungsstrukturen“.

„Kein Zeitdruck für Kommunen im 
Genehmigungsprozess“

Das Schreckensbild einer ökologischen Kata­
strophe zeichnet auch das erwähnte Bündnis 
von Architekten, Umwelt- und Sozialverbän­
den. Der Gesetzentwurf umgehe planungs­
rechtliche Standards, überfordere Kommu­

mehr zukunftsfähiger  
entwickeln.
Wir gestalten Lebensräume.
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„
Der Bau-Turbo kann nur ein 

Baustein von mehreren sein, 
um Baukosten zu begrenzen 

und Wohnen bezahlbar  
zu machen.

CHRISTIAN LIEBERKNECHT, 
Geschäftsführer GdW
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nen und schaffe rechtliche Risiken, „ohne 
zentrale Ursachen der Krise wie Bodenpreise, 
Baukosten, Spekulation und soziale Ungleich­
heit anzugehen.“ Genehmigungsfristen von 
nur zwei Monaten setzten Verwaltungen unter 
Druck und verkürzten Beteiligungsrechte. 
Strategische Stadtplanung werde durch Ein­
zelentscheidungen ersetzt, was langfristig zu 
teuren Lösungen und unkoordinierten Prozes­
sen führe. Das Bündnis fürchtet den Verlust 
wertvoller, landwirtschaftlicher Nutzfläche, 
die Fähigkeit zur regionalen landwirtschaft­
lichen Selbstversorgung. Gleichzeitig würde 
die Regelung ökologische Schäden wie ver­
stärkte Flächenversiegelung, Zersiedelung 
und die Verringerung natürlicher Wasserrück­
halteflächen begünstigen – mit erheblichen 
Folgen für Natur und Umwelt, vom Biodiversi­
tätsverlust bis hin zu einer erhöhten Anfällig­
keit für Überschwemmungen und deren kost­
spielige Folgeschäden.
Das Bündnis würde einen Bau-Turbo nur 
unter folgenden Bedingungen mittragen:
	❚ Die Erleichterungen sind nur anwendbar 
in angespannten Wohnungsmärkten und 
in den Innenbereichen von Städten, um 
Zersiedelung zu vermeiden.

	❚ Es gilt ein verbindliches Baugebot mit 
Frist von eineinhalb bis drei Jahren je 
nach Bauvorhaben, danach oder bei Ver­
äußerung des Grundstücks: Erlöschen der 
Baugenehmigung.

	❚ Beschränkung auf Neubauten mit mindes­
tens sechs Wohneinheiten, um die begrenz­

ten Flächen effizient zu nutzen und den 
Geschosswohnungsbau gezielt zu fördern.

	❚ Verbindliche Quote von mindestens 50,1 
Prozent dauerhaft bezahlbarem Mietwoh­
nungsbau, um soziale Wirksamkeit sicher­
zustellen.

	❚ Verbindliche Beteiligung von Fachbehör­
den und Öffentlichkeit bei Vorhaben ab 
20 Wohneinheiten. 

Bundesrat meldet erhebliche Bedenken an

Die Kritik an beschleunigten Genehmigungs­
verfahren kommt nicht nur aus dem Bun­
destag und der Zivilgesellschaft, sondern 
auch aus der Staatsbürokratie. Denn auch 
die Ländervertretung, der Bundesrat, zeigte 
sich in seiner Stellungnahme zum Bau-Turbo 
Ende Juli besorgt um Umwelt und Gesund­
heit. Die Ländervertretung erklärte unter 
anderem zu den vorgesehenen Änderungen 
bei Lärmschutzvorschriften, dass ein aus 
Gesundheitsschutzgründen gebotenes 
Lärmschutzniveau weiterhin gewährleistet 
bleiben müsse. Außerdem verlangt der 
Bundesrat wegen der Systemrelevanz der 
Landwirtschaft vor dem Hintergrund der ak­
tuellen geopolitischen Situation einen lang­
fristigen Schutz landwirtschaftlicher Produk­
tionsflächen im Außenbereich von Städten 
und Gemeinden. Dieses Anliegen werde 
durch klimabedingte Umweltveränderungen 
noch verstärkt.

Öffentliche Anhörung im Bauausschuss 
des Bundestags

Am 10. September kamen im Bundestag 
die Mitglieder des Bauausschusses zusam­
men, um die Argumente und Positionen von 
Sachverständigen und Interessenvertretern 
zum Bau-Turbo zu hören. Erwartungsgemäß 
wurde die Reform sehr unterschiedlich und 
zum Teil als nicht weitreichend genug be­
urteilt. So begrüßte die Bundesvereinigung 
der kommunalen Spitzenverbände in ihrer 
Stellungnahme die mit dem Gesetzentwurf 
verfolgten Ziele. Gleichzeitig müssten aber 
die weiteren Ursachen für den Rückgang der 
Bautätigkeit im Wohnungsbau angegangen 
werden wie gestiegene Bau- und Finanzie­
rungskosten, Fachkräftemangel und Mate­
rialknappheit.
In der von der Vorsitzenden Caren Lay (Die 
Linke) geleiteten Anhörung begrüßte Chris­
tian Lieberknecht, Geschäftsführer Bundes­
verband deutscher Wohnungs- und Immobi­
lienunternehmen (GdW) den Gesetzentwurf. 
Der könne aber nur ein Baustein von meh­
reren sein, um Baukosten zu begrenzen und 
Wohnen bezahlbar zu machen. Der von der 
CDU/CSU-Fraktion benannte Sachverstän­
dige nannte die Bereitstellung von zusätzli­
chem Wohnraum angesichts des weiteren 
Wachstums der Bevölkerung unabdingbar. 
Dirk Salewski vom Bundesverband der Im­
mobilien- und Wohnungsunternehmen (BFW) 
erklärte, mit dem Entwurf werde das Bau­
planungsrecht punktuell vereinfacht und es 
werde somit zu punktuellen Verbesserungen 
im Wohnungsbau kommen. Man brauche 
aber viele Instrumente, um den Wohnungs­
bau wieder zum Leben zu erwecken, sagte 
der von der CDU/CSU benannte Sachver­
ständige. Die in dem Entwurf vorgesehene 
Verlängerung des Verbots der Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen in Gebie­
ten mit angespannter Wohnlage lehnte er 
ab: „Umwandlungsverbote sind Eingriffe in 
den freien Markt, die die Eigentumsbildung 
verhindern, ohne dass neue Wohnungen 
gebaut werden.“
Dagegen sprach sich Melanie Weber-Moritz 
Bundesdirektorin Deutscher Mieterbund, für 
die Verlängerung des Umwandlungsverbots 
aus. Umwandlungen von Miet- in Eigentums­
wohnungen würden in aller Regel zu einer 
Verdrängung von Mietern und zu erheblichen 
Mietsteigerungen führen, erklärte die von der 
SPD-Fraktion benannte Sachverständige. 
Professor Matthias Hellriegel (Hellriegel 
Rechtsanwälte) begrüßte den Gesetzent­
wurf sehr. Die Änderungen beim Lärmschutz 
seien revolutionär. Die Regelungen könnten 
dazu beitragen, „den Wohnungsbau anzu­
kurbeln“. Kritikern entgegnete er, die Kom­
munen könnten den Bau-Turbo anwenden, 
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„
Umwandlungsverbote sind 

Eingriffe in den freien Markt, 
die Eigentumsbildung 

verhindern, ohne dass neue 
Wohnungen gebaut werden.

DIRK SALEWSKI
BFW-Präsident
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„
Umwandlungen von Miet- in 

Eigentumswohnungen führen 
in aller Regel zu einer Verdrän­

gung von Mietern und zu 
erheblichen Mietsteigerungen.

MELANIE WEBER-MORITZ, 
Bundesdirektorin Deutscher Mieterbund
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müssten das aber nicht, sagte der von der 
CDU/CSU benannte Sachverständige. 
Für Änderungen am Gesetzentwurf sprach 
sich Andrea Gebhard, Präsidentin der Bun­
desarchitektenkammer, aus. Sie verlangte, 
den §  246e, eine zentrale Bestimmung des 
Bau-Turbos, zu ändern. Mit der jetzigen Fas­
sung werde der Bau von Einfamilienhäusern 
möglich. Es sei jedoch der Geschossbau 
und nicht das Einfamilienhaus, der mehr 
Wohnraum schaffe. Daher müsse die Vor­
schrift auf Neubauten mit mindestens 
sechs Wohnungen beschränkt werden, er­
klärte die von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen benannte Sachverständige. Auch 
Weber-Moritz vom Mieterbund plädierte da­
für, den Bau von Einfamilienhäusern und 
Eigentumswohnungen für Selbstnutzer prin­
zipiell auszuschließen. 
Für die von der SPD-Fraktion benannte Sach­
verständige Aygül Özkan (Hauptgeschäfts­
führerin Zentraler Immobilien Ausschuss) 
reicht es für den Wohnungsbau nicht aus, 
den Turbo zu zünden. Sie sah „erheblichen 
Nachbesserungsbedarf“ und verlangte eine 
längere Geltungsdauer des bis Ende 2030 
befristeten Turbos, etwa bis 2035. 

Komplexe Bauvorhaben in urbanen Räumen 
würden eine deutlich längere Planungssicher­
heit benötigen. Die Befristung bis Ende 
2030 dürfe kaum zu wesentlichen Effekten 
führen, sagte auch der von der AfD-Fraktion 

benannte Unternehmensberater Peter Lutz. 
Wohnungsbau brauche eine Langfristpers­
pektive, die hier nicht erkennbar sei. 
Judith Nurmann (Architects for Future 
Deutschland) befürwortete das Anliegen des 
Gesetzgebers, planerische Prozesse zu ver­
einfachen. Der „Wohnungsbau-Turbo“ sei 
jedoch ungeeignet, um die dringend notwen­
dige Bauwende im Sinne des Klima- und 
Ressourcenschutzes voranzubringen. Die 
von der Linksfraktion benannte Sachver­
ständige sprach sich für eine zweite große 
Novelle des Baugesetzbuches aus. 
Architekt Robert Scholz, ein von der AfD be­
nannter Sachverständiger, sagte, es seien 
insbesondere Maßnahmen zur besseren 
Finanzierbarkeit durch steuerliche Entlas­
tungen und staatliche Zinsstützungen sowie 
eine Rückführung energetischer Bauvor­
schriften notwendig. Der Bau-Turbo befinde 
sich im Leerlauf. Er mache Lärm, aber sei 
keine geeignete Antwort auf die bestehen­
den Herausforderungen im Wohnungsbau. 
Bernd Düsterdiek (Deutscher Städte- und 
Gemeindetag) betonte die Notwendigkeit, 
die Planungshoheit der Kommunen zu wah­
ren. Es gebe weitgehende Befreiungs- und 
Abweichungsmöglichkeiten vom bisherigen 
Planungsrecht. 
Angesicht der Vielzahl der Kritiker und ihrer 
gewichtigen Argumente stellt sich die Frage, 
wie viel „Turbo“ in der Baurechtsreform des 
Bundes am Ende des parlamentarischen 
Verfahrens noch stecken wird.

Thomas Engelbrecht

www.watercryst.com
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„
Der Bau-Turbo darf nicht 

Einfamilienhäuser fördern, 
sondern muss den Geschoss­
wohnungsbau beschleunigen. 

ANDREA GEBHARD, 
Präsidentin Bundesarchitektenkammer
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„
Die Befristung des Bau-Turbos 

bis Ende 2030 bringt keine 
Planungssicherheit für 

komplexe Bauvorhaben.
AYGÜL ÖZKAN, 

Hauptgeschäftsführerin ZIA
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Gastkommentar

Der Bauturbo – Aktionismus 
statt Richtungswechsel?
320.000 Wohnungen pro Jahr! Diesen Bedarf ermittelte das Bundes
institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) in seiner letzten 
Wohnungsbedarfsprognose. Die wohnbaupolitischen Aufgaben scheinen 
für die neue Bundesbauministerin Verena Hubertz (SPD) machbarer  
als sie für die Ampel waren. Die verfehlte das ausgerufene Ziel von 
400.000 neuen Wohnungen pro Jahr deutlich. Aber stimmt die Richtung 
jetzt wirklich?

Verena Hubertz setzt voll auf den Woh­
nungsbau-Turbo als sogenannte Brech-
stange im Baurecht. Mit zahlreichen neuen 
Befreiungs- und Ausnahmeregelungen im 
Baugesetzbuch (BauGB) sollen die Kommu­
nen Genehmigungsverfahren beschleunigen 
und Wohnraum insgesamt schneller geneh­
migen können. An markigen Worten fehlt es 
nicht – mit Blick auf die krisengebeutelte 
Bauwirtschaft ist der Ministerin dieser En­
thusiasmus kaum zu verdenken. Bis 2030 
soll der Turbo jetzt erprobt werden; eine 
grundlegende Reform des BauGB ist aller­
dings nicht in Sicht.

Überregulierung im Städtebaurecht

Als Ursache für den schleppenden Woh­
nungsbau hat die Politik, allen voran die 
neue Bundesbauministerin, die Detailver­
sessenheit des Baurechts ausgemacht. 
Zweifellos ist die stetig zunehmende Regu­
lierung des öffentlichen Baurechts ein 
Grund für die Stagnation des Wohnungs­
baus, aber nicht der einzige. Sollte die Bun­
desbauministerin und mit ihr die Bundesre­
gierung alle Hoffnungen auf den Wohnungs­
bau-Turbo setzen, dürfte die Enttäuschung 
groß sein. 
Dennoch ist eine Reform des Baurechts 
durch die Länder (Bauordnungsrecht) und 
den Bund (Bauplanungsrecht/BauGB) ein 
wichtiger Faktor, um den Wohnungsbau an­
zukurbeln.
Vor allem in Metropolregionen trifft ein kon­
stant hoher Wohnungsbedarf auf eine aus­
bremsende Regelungsdichte im Städtebau­
recht. Deren Ursache liegt häufig in den von 
Städten und Gemeinden erlassenen Vor­
schriften. 
Bebauungspläne definieren heute nicht 
mehr nur Baufenster und wesentliche Vor­
gaben zur städtebaulichen Konzeption von 
Baugebieten durch Straßenfluchten und 
Gebäudehöhen. Der bauplanungsrechtliche 
Instrumentenkasten ermöglicht detaillierte 

Gestaltungs- und Materialvorgaben. Davon 
machen die Kommunen regen Gebrauch: 
Selbst für Mülltonneneinhausungen lassen 
sich Materialvorgaben festsetzen. 

Korsett Bebauungspläne

Bebauungspläne sind heute weniger ein An­
gebot für eine geordnete bauliche Entwick­
lung nach wirtschaftlich sinnvollen Gesichts­
punkten. Stattdessen werden zunehmend 
konkrete architektonische Vorstellungen 
durch überladene Vorgaben in den Bebau­
ungsplan gepresst. Geringe Abweichungen 

von diesem Korsett erfordern langwierige 
Diskussionen und Befreiungsanträge. Nach­
haltig sind solche planerischen Vorgaben 
nicht, da kaum Raum für sinnvolle Entwick­
lungen in den Folgejahren bleibt und nur 
kurzfristige städtebauliche Vorstellungen 
abgebildet werden. Mehrjährige Verfahren 
zur Änderung von Bebauungsplänen sind 
meist die zwangsläufige Konsequenz.
Hinzu kommen vielerorts weitere Vorschrif­
ten, meist aus zusätzlichen örtlichen Sat­
zungen, die Bauvorhaben erschweren. Vor 
allem in Großstädten trifft man auf Erhal­
tungssatzungen. Dabei handelt es sich um 
Regelwerke, die die Zusammensetzung der 
Bewohner in Quartieren und das Ortsbild 
schützen sollen. 
Tatsächlich sind wegen solcher Satzungen 
bereits Renovierungen von Badezimmern 
oder der Austausch von Haustüren genehmi­
gungspflichtig. Energetische Sanierungen 
und die zügige Schaffung von Wohnraum 
durch Aufstockungen sind durch Erhaltungs­
satzungen erheblich erschwert oder gänzlich 
unmöglich. Die meist kleinteiligen Vorschrif­
ten solcher zusätzlichen Regelungen neben 
dem Kernbaurecht binden erhebliche Res­
sourcen auf Bauherrenseite und in den Be­
hörden. Zudem versanden insbesondere 
Nachverdichtungsprojekte nicht selten, weil 
Behörden wegen kommunalpolitischer Vor­

Auf den Bauturbo sollte eine Neuausrichtung beim BauGB folgen.
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gaben kaum Spielraum bei der Handhabe 
von Erhaltungssatzung, Gestaltungsvorga­
ben und anderen beiläufigen Bauvorschrif­
ten haben. 

Mehr Befreiungen statt echter 
Deregulierung

Durch das Gesetz zur Beschleunigung des 
Wohnungsbaus und zur Wohnraumsiche­
rung (Wohnungsbau-Turbo) sollen sich sol­
che Hindernisse auf dem Weg zur Bauge­
nehmigung einfacher aus dem Weg räumen 
lassen. Die zentrale neue Vorschrift der 
geplanten BauGB-Novelle (BT-Drs. 21/781) 
ist §  246e BauGB-E. Demgemäß können 
die Bauämter mit Zustimmung der Ge­
meinde vor Ort zugunsten von Wohnbau­
vorhaben von Bebauungsplänen und Vor­
schriften des BauGB befreien. Der Anwen­
dungsbereich ist weit gefasst: Neubauten, 
Erweiterungen von Bestandsgebäuden und 
die Konversion von bislang anders genutz­
ten Gebäuden sollen einfacher genehmigt 
werden können. 
So ganz neu ist der Ansatz nicht, Bauvor­
haben durch mehr Befreiungsmöglichkei­
ten vom geltenden Baurecht zu ermögli­
chen und zu beschleunigen. Die letzte 
schwarz-rote Koalition hat 2021 mit dem 
Baulandmobilisierungsgesetz u.  a. eine 
Befreiungsregelung (§  31 Abs.  3 BauGB) 
eingeführt, um den Wohnungsbau zu be­
schleunigen. Diese Superbefreiungsvor­
schrift entpuppte sich nicht als die er­
hoffte Lösung, um den Wohnungsbau 
anzukurbeln – sonst wäre der Wohnungs­

bau-Turbo obsolet. Die Vorschrift scheitert 
bislang vor allem daran, dass ihre Anwen­
dung letztlich im Ermessen der Behörden 
steht und auf Einzelfälle beschränkt sein 
soll. Wollen Gemeinden am Bebauungs­
plan unverändert festhalten, bleibt die 
Befreiung aus. Dagegen können sich Bau­
herren nicht erfolgversprechend wehren. 
Wenn der Gesetzgeber nun die Aufwei­
chung des Einzelfallkriteriums plant, geht 
das zumindest in die richtige Richtung. 

Beim Bauturbo droht eine  
Fehlzündung

Auch §  246e BauGB-E ist als Ermessens­
vorschrift geplant, weswegen bereits eine 
Fehlzündung des Wohnungsbau-Turbos 
droht. Es wird also auch zukünftig darauf 
ankommen, ob Städte und Gemeinden ge­
willt sind, vom Baurecht zugunsten von 
Wohnbauvorhaben abzuweichen. Ob dafür 
wirklich eine neue Befreiungsvorschrift 
erforderlich ist, erscheint fraglich. Denn 
die Urform der Befreiungsregelungen (§  31 
Abs.  2 BauGB) liefert ein seit Jahrzehnten 
etabliertes Rechtsinstrument, auf das die 
Kommunen sehr flexibel zurückgreifen, 
wenn Bauvorhaben nach ihrem Willen er­
möglicht werden sollen. Zudem soll §  31 
Abs. 3 BauGB nachgebessert werden. Das 
kann in vielen Fällen schon genügen, um 
restriktive Vorgaben von Bebauungsplänen 
zu überwinden.
Der Wohnungsbau-Turbo wäre ein echtes 
Novum, wenn die Vorschrift Behörden dazu 
verpflichten würde, Abweichungen von 
Bebauungsplänen und von Vorschriften 
des BauGB für Wohnbauvorhaben zu er­
teilen, anstatt die Entscheidung hierüber 
in ihr Ermessen zu stellen. Dann könnte 
der Wohnungsbau-Turbo wirklich den Ruf 
als „Brechstange des Baurechts“ erlan­
gen. Stattdessen entpuppt sich die Turbo­
regel als Schrotflinte (Schröer, FAZ vom 
05. 06. 2025). 
In vielen ländlichen Regionen ist der Woh­
nungsbau-Turbo wegen großer Leerstands­
quoten zudem gar nicht erforderlich. Prä­
zise könnte §  246e BauGB-E wirken, wenn 
die Vorschrift als zwingende Befreiungsre­
gelung in Metropolregionen mit Wohnungs­
mangel ausgestaltet wäre.
Dass mit neuem Wohnraum der Bedarf  
an sozialer Infrastruktur und Gewerbe 
wächst, lässt der Gesetzgeber übrigens 
außen vor. Die Vereinfachungen sind auf 
den Wohnungsbau beschränkt. Insbeson­
dere Kindergärten, Schulen und Nahver­
sorger sind ohne irgendeine Privilegierung 
nach dem üblichen bauplanungsrechtli­
chen Rahmen zu beurteilen. Die Gefahr 
besteht, dass die Durchmischung der 
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Nutzung in neuen Wohnquartieren auf der 
Strecke bleibt und moderne Wohnkasernen 
mit den bekannten sozialen Problemen 
entstehen.

Weitere Regelungen der geplanten 
BauGB-Änderung

Betrachtet man die geplanten Änderungen 
des BauGB als Ganzes, kann man Verena 
Hubertz zumindest attestieren, dass sie den 
Wohnungsbau allerorten rechtlich fördern 
will. Auch im unbeplanten Innenbereich soll 
zugunsten des Wohnungsbaus vom Gebot 
des Einfügens abgewichen werden können 
(§  34 Abs.  3b BauGB-E).
Bedenklich ist, dass auch die Bebauung im 
Außenbereich erleichtert werden soll 
(§  246e Abs.  3 BauGB-E), wenn ein Zusam­
menhang mit dem Siedlungsbereich be­
steht. Für diese Arrondierungsflächen  
gab es bis vor kurzem noch die Möglichkeit, 
sie beschleunigt zu überplanen (§  13b 
BauGB). Allerdings hat das Bundesverwal­
tungsgericht §  13b BauGB für unionsrechts­
widrig erklärt – dieses Schicksal droht auch 
§  246e Abs.  3 BauGB-E. Klagen von Um­
weltverbänden sind absehbar.
Schließlich ist im Gesetzesentwurf noch ein 
sozialdemokratisches Mieterschutzprojekt 
untergebracht, das mit der Wohnraumschaf­
fung wenig zu tun hat: Die Verlängerung der 
Genehmigungspflicht für die Begründung von 
Wohnungseigentum über 2025 hinaus bis 
2030 (§  250 BauGB). Die Regelung er­
schwert die Umwandlung von Wohngebäuden 
in Eigentumswohnungen erheblich. Sie gilt 
für Häuser mit mehr als fünf Wohnungen und 
hängt von der Umsetzung durch die Bundes­
länder ab. Dazu müssen die Bundesländer 
Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt 
per Rechtsverordnung bestimmen. Hessen 
wird die entsprechende Verordnung zum Jah­
resende auf jeden Fall auslaufen lassen, 
andere Bundesländer haben sich noch nicht 
so deutlich positioniert.

Ohne die Länder geht es nicht

Das öffentliche Baurecht ist seit jeher davon 
geprägt, dass die Zuständigkeiten zwischen 
Bund und Ländern aufgeteilt sind. Das Bau­
ordnungsrecht ist Aufgabe der Länder, die 
damit die Regelungen über das Baugeneh­
migungsverfahren und zentrale Vorgaben an 
die Gebäudegestaltung verantworten.
Die Möglichkeiten des Bundes, Genehmi­
gungsverfahren zu beschleunigen und zu 
vereinfachen, sind deswegen eingeschränkt. 
Durch das vereinfachte Baugenehmigungs­
verfahren und andere Erleichterungen bei 
den Verfahren haben die Bundesländer in 
den letzten gut 20 Jahren bereits einiges 

unternommen, um Genehmigungsverfahren 
zu straffen. Der Bund hat es hingegen in der 
Hand, die Verfahren zur Aufstellung und Än­
derung von Bebauungsplänen zu vereinfa­
chen und zu beschleunigen sowie die Rege­
lungsdichte zu beschränken. Die Möglich­
keiten sind jedoch begrenzt, weil zentrale 
Verfahrensschritte durch das Unionsrecht 
vorgegeben sind.

Vereinzelte Lichtblicke

Das Muster des Wohnungsbau-Turbo, mehr 
Befreiungsmöglichkeiten zu schaffen, zeigt 
sich auch in den Ländern. Auch dort soll das 
Bauen vielfach durch mehr Ausnahmen und 
Abweichungen beschleunigt werden. Zahlrei­
che bauordnungsrechtliche Regelungen wie 
z. B. über Abstandsflächen werden dadurch 
allerdings weiter aufgebläht und noch schwe­
rer verständlich, als sie es heute schon sind.
Eine echte Kehrtwende hin zu mehr Deregu­
lierung im Baurecht ist derzeit weder im 
Bund noch in den Ländern zu erkennen. 
Vereinzelte Lichtblicke schimmern jedoch 
ab und an durch. Der Gebäudetyp E oder 
die Einschränkung der Regelungsmöglich­
keiten von Gestaltungssatzungen in Bayern 
gehen in diese Richtung, ohne den sicher­
heitsrelevanten Kern des Bauordnungs­
rechts auszuhöhlen.

Flickwerk statt grundlegender Reform 
des BauGB

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Be­
schleunigung des Wohnungsbaus und zur 
Wohnraumsicherung schafft der Bund die 
nächsten Befreiungsvorschriften, um zur 
Förderung des Wohnungsbaus vom Baupla­

nungsrecht abweichen zu können. Offen­
sichtlich hat der Bund mittlerweile erkannt, 
dass sich die Regelungsdichte des Bau­
rechts als Hemmschuh erweist. Anstatt nun 
aber das Bauplanungsrecht grundlegend zu 
reformieren und an moderne städtebauliche 
Bedürfnisse anzupassen, werden lediglich 
Symptome behandelt.
Die geplante Änderung des BauGB, die die 
Umgehung weiter Teile bauplanungsrechtli­
cher Vorschriften ermöglichen soll, verdeut­
licht, dass das Baugesetzbuch in seiner 
aktuellen Fassung offenbar nicht die erfor­
derlichen Instrumente für eine bedarfsge­
rechte und zeitgemäße Stadtentwicklung 
bereithält. Dieses Problem lässt sich mit 
dem geplanten Wohnungsbau-Turbo nicht 
lösen, weil sich die grundlegenden städte­
baulichen Herausforderungen nicht mit ein 
paar neuen Befreiungsmöglichkeiten per 
Federstrich bewältigen lassen.
Die Bundesbauministerin sollte die nächste 
Fachkommission deswegen nicht mit der 
Suche nach Ideen für ein neues Flickwerk, 
sondern mit einer grundlegenden Reform 
des BauGB beauftragen.
Damit könnte sie sich schon in jungen Jah­
ren ein politisches Denkmal setzen. Was 
die Ministerin besonders interessieren 
dürfte: Denkmäler sind im Baurecht beson­
ders geschützt.

Autor  
Cedric Vornholt,  
Rechtsanwalt, Kanzlei FPS, 
Frankfurt/Main

 
Genossenschaftsbanken hoffen auf Bau-Turbo

Die Vorstände von 277 Volks- und Raiffeisenbanken äußern sich in einer 
Befragung des Genoverbands verhalten optimistisch zur Wirkung des Bau-
Turbos.
Hoffnungen setzen die Genossenschaftsbanken dabei auf die Ankündigung 
des Bundesbauministeriums, durch den Bau-Turbo ließen sich die Bau­
kosten halbieren. Ein zentrales Element sei der neue § 246e Baugesetzbuch 
(BauGB). Er erlaube es Kommunen, verbindliche Bebauungspläne zugunsten 
dringender Wohnprojekte aufzuweichen. Für Wohnungsgenossenschaften, 
die häufig komplexe Quartierslösungen umsetzen, sei das ein echter Vorteil. 
Die Möglichkeit, schneller und flexibler zu planen, könne entscheidend zur 
Realisierung bezahlbaren Wohnraums beitragen. Auch die verkürzten Fristen 
im Baugenehmigungsverfahren wirkten sich positiv aus: Sie senken Risiko­
aufschläge in Finanzierungsmodellen und reduzieren die Vorlaufkosten. Das 
stärke die wirtschaftliche Tragfähigkeit genossenschaftlicher Projekte – 
gerade in Zeiten steigender Baukosten. 

Quelle: Genoverband e. V.

Wohnungswirtschaft  ❙  Bau-Turbo

18 IVV  immobilien vermieten & verwalten  7/2025 


